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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 19.06.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 11.07.2018 verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit
vom 14.07.2018 bis 30.09.2018 Arbeitslosengeld nach MaÃ�gabe der gesetzlichen
Bestimmungen zu gewÃ¤hren. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten
der KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Streitig ist die Bewilligung von Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 14.07.2018 bis
30.09.2018.

Die im Jahre 1994 geborene KlÃ¤gerin absolvierte vom 24.08.2015 bis 13.07.2018
eine praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin bei dem Katholischen
Kirchengemeindeverband H. Sie verdiente im Juni und Juli 2017 914,63 EUR, danach
967,03 EUR. Die BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung
wurden entrichtet. Daneben besuchte die KlÃ¤gerin die Fachschule fÃ¼r
SozialpÃ¤dagogik, ein Berufskolleg, in T.

Am 23.05.2018 beantragte die KlÃ¤gerin mit Wirkung zum 14.07.2018
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Arbeitslosengeld. Sie stellte sich dem Arbeitsmarkt 25 Stunden wÃ¶chentlich zur
VerfÃ¼gung.

Mit Bescheid vom 19.06.2018 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin ab. Sie
habe keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld, da sie in den letzten zwei Jahren vor
dem 14.07.2018 weniger als zwÃ¶lf Monate versicherungspflichtig gewesen sei und
damit die Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt habe. Mit ihrem gegen diesen Bescheid
erhobenen Widerspruch verwies die KlÃ¤gerin darauf, dass sie in den letzten drei
Jahren versicherungspflichtig in einem Kindergarten beschÃ¤ftigt gewesen sei und
auch ArbeitslosenversicherungsbeitrÃ¤ge gezahlt habe. Der Widerspruch wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 11.07.2018 zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte verwies
darauf, dass in der praxisintegrierten (einphasigen) Ausbildung ein regelmÃ¤Ã�iger
Wechsel von fachtheoretischer schulischer Ausbildung und fachpraktischer
Ausbildung in Praxiseinrichtungen Ã¼ber die gesamte Ausbildungsdauer mit
Ã¼berwiegendem fachtheoretischem Ausbildungsanteil stattfinde. Ein betriebliches
Praktikum, das wÃ¤hrend einer nicht betrieblichen Ausbildung absolviert werde, sei
grundsÃ¤tzlich als BeschÃ¤ftigung anzusehen. Ein betriebliches Praktikum stelle
dagegen ausnahmsweise dann keine BeschÃ¤ftigung dar, wenn es aufgrund
landesrechtlicher Vorschriften in die Schulausbildung eingegliedert und deshalb als
Teil der schulischen Ausbildung anzusehen sei. In der einphasigen
praxisintegrierten Ausbildung zum Erzieher erfÃ¼lle diese als schulische Ausbildung
mit integrierten berufspraktischen Ausbildungsabschnitten nicht den Tatbestand
einer BeschÃ¤ftigung. Die berufspraktische Ausbildung stelle sich in diesen FÃ¤llen
im Wesentlichen als nichtbetrieblich dar, weil sie derart eng mit der durch die
Fachschule geregelten fachtheoretischen Ausbildung verzahnt sei, dass sie als
integraler Bestandteil des Besuchs der Fachschule zu werten und damit nicht
versicherungspflichtig sei.

Am 08.08.2018 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben und vorgetragen wird, die
praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin zeichne sich durch regelmÃ¤Ã�ige
Wechsel von fachtheoretischer Ausbildung an der Fachschule und fachpraktischer
Ausbildung in Praxiseinrichtungen Ã¼ber die gesamte Ausbildungsdauer mit einer
einheitlichen AbschlussprÃ¼fung nach drei Jahren aus. Das Bundessozialgericht
habe schon hinsichtlich der Absolventen der einstufigen Juristenausbildung, die im
Rahmen dieser Ausbildung zu absolvierenden Rechtspraktika als BeschÃ¤ftigung
zur Berufsausbildung im Sinne des Â§ 7 Abs. 2 SGB IV angesehen und die
Versicherungspflicht angenommen. Das BSG habe diesbezÃ¼glich darauf
abgestellt, dass die in der einstufigen Juristenausbildung zur absolvierenden
Rechtspraktika nicht Bestandteil des Studiums gewesen seien. Bei der
praxisorientierten Ausbildung zur Erzieherin stehe eindeutig der Erwerb beruflicher
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen im Sinne des Berufsbildungsgesetzes im
Vordergrund. Es handele sich um eine anerkannte Ausbildung zur Erzieherin, die der
klassischen zweiphasigen Ausbildung gleichstehe. Im April 2018 hÃ¤tten sich
Arbeitgeber des Bundes und der Kommunen mit den Gewerkschaften auf einen
Tarifabschluss fÃ¼r die BeschÃ¤ftigten im Ã¶ffentlichen Dienst geeinigt. In den
Geltungsbereich seien nun auch die Erzieher in praxisintegrierten
AusbildungsgÃ¤ngen einbezogen. Zwar habe das Institut der pÃ¤dagogischen
Diagnostik die Ausbildung in der Einrichtung Ã¼berwacht, und zwar in Form von
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regelmÃ¤Ã�igen Treffen zwischen der fachlichen Anleitung der KindertagesstÃ¤tte
und der Praxisdozentin seitens der Schule, bei denen der Stand der beruflichen
Entwicklung und die Aufgaben der KlÃ¤gerin unter Aufsicht der genannten Personen
bewertet worden seien. Die KlÃ¤gerin sei fÃ¼r den Kindergarten 24 Stunden
wÃ¶chentlich tÃ¤tig gewesen und sei gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 SGB IV vollumfÃ¤nglich
in den Betrieb des Kindergartens integriert gewesen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19.06.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11.07.2018 zu verurteilen, ihr fÃ¼r die Zeit vom
14.07.2018 bis 30.09.2018 Arbeitslosengeld zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Bescheid fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig. Es sei zwischen der
klassischen zweiphasigen Ausbildung und der praxisintegrierten einphasigen
Ausbildung zur Erzieherin zu differenzieren. Verwiesen wird auf die Arbeitshilfe der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 21.11.2013 zur
versicherungsrechtlichen Beurteilung der Praktika von Erzieherinnen und Erziehern.

Frau Dr. K und Frau C sind als Zeuginnen vernommen worden. Wegen des Inhalts
ihrer Aussagen wird auf die Niederschrift der nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom
17.12.2019 Bezug genommen.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungsakte der
Beklagten und die Gerichtsakte verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist durch den Bescheid
vom 19.06.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.07.2018
beschwert im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 SGG, die Beklagte hat zu Unrecht die
Bewilligung von Arbeitslosengeld wegen NichterfÃ¼llens der Anwartschaftszeit
abgelehnt.

Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit hat, wer arbeitslos ist, sich bei
der Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitslos gemeldet und die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat
(Â§ 137 Abs. 1 SGB III). Nach Â§ 142 SGB III hat der die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt,
wer in der Rahmenfrist von zwei Jahren mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden hat. Die KlÃ¤gerin hat in der bis zum
13.07.2018 laufenden Rahmenfrist mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden.
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Nach Â§ 25 Abs. 1 SGB III sind versicherungspflichtig Personen, die gegen
Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschÃ¤ftigt (versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung) sind. Auszubildende, die im Rahmen eines
Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer
auÃ�erbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, und Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an dualen StudiengÃ¤ngen stehen den BeschÃ¤ftigten zur
Berufsausbildung im Sinne des Satzes 1 gleich. Mit Wirkung ab dem 01.07.2020 ist 
Â§ 25 Abs. 1 SGB III in der Weise geÃ¤ndert worden, dass Teilnehmer an
Ausbildungen mit Abschnitten des schulischen Unterrichts und der praktischen
Ausbildung, fÃ¼r die ein Ausbildungsvertrag und Anspruch auf
AusbildungsvergÃ¼tung besteht (praxisintegrierte Ausbildungen) BeschÃ¤ftigten
zur Berufsausbildung im Sinne des Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 SGB III gleichstehen. Damit
hat der Gesetzgeber fÃ¼r die Zeit ab 01.07.2020 klargestellt, dass Absolventen von
praxisintegrierten Ausbildungen versicherungspflichtig sind, wenn wie im Falle der
KlÃ¤gerin, ein Ausbildungsvertrag geschlossen wurde und eine
AusbildungsvergÃ¼tung gezahlt wurde.

Die KlÃ¤gerin war schon nach den zuvor bestehenden Regelungen in der vom
24.08.2015 bis 13.07.2018 absolvierten Ausbildung versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Zwar erfolgte die Begleitung und die Kontrolle der Ausbildung durch
die Schule. Die Schule hat und hatte die Verantwortung, dass die vorgegebenen
Lehrinhalte berÃ¼cksichtigt wurden. Eine derartige Abstimmung und Kontrolle
findet jedoch auch wÃ¤hrend des Praktikums statt, wenn ein zweijÃ¤hriger
Schulbesuch und ein einjÃ¤hriges Praktikum erfolgt. Bei der
Erzieherinnenausbildung in jeder Form hat die Schule die Ausbildungshoheit und
-pflicht, wie die Zeugin Dr. K anschaulich erlÃ¤uterte.

Es ist seitens der Beklagten anerkannt, dass die Absolventen der nicht
praxisintegrierten Ausbildung wÃ¤hrend des einjÃ¤hrigen Praktikums
versicherungspflichtig sind, da es als abtrennbarer Teil der Gesamtausbildung
anzusehen sei. Dementsprechend ist das Praktikum nach der Besprechung des GKV-
Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung und der Bundesagentur vom
23.11.2016 als eine BeschÃ¤ftigung im Rahmen der betrieblichen Berufsausbildung
im Sinne des Â§ 7 Abs. 2 SGB IV anzusehen.

Nach Â§ 7 Abs. 1 SGB IV ist eine BeschÃ¤ftigung die nicht selbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Derartige Merkmale waren bei der
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin beim Katholischen Kirchengemeindeverband gegeben. Die
KlÃ¤gerin war dort 24 Stunden in der Woche tÃ¤tig. Nach der Aussage der Zeugin C
war die KlÃ¤gerin an einen Dienstplan gebunden, die Arbeitszeitverteilung wurde
durch den Arbeitgeber vorgegeben, nachdem erstmalig die Arbeitszeiten
abgesprochen wurden. Die KlÃ¤gerin hatte wie jede angestellte KindergÃ¤rtnerin
eine feste Aufgabe. Sie war in ein Team integriert und konnte ihre Arbeitszeit und
Aufgaben nicht frei wÃ¤hlen. Bei Krankheit musste sie eine
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vorlegen, morgens anrufen, wenn sie krank war.
Urlaube mussten abgesprochen werden. Arbeitsort,- Zeit und Art der Arbeit wurden
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vom Arbeitgeber vorgegeben.

Nach Aussage der Zeugin erfolgte der Einsatz genau wie bei Berufspraktikanten.
Auch bei diesen gebe die Schule einen Schulungsplan vor. Die Eingliederung in den
Betrieb sei bei Praktikanten wie der KlÃ¤gerin stÃ¤rker als bei Berufspraktikanten.
Die KlÃ¤gerin hatte einen Fachpraktikumsvertrag, in dem KÃ¼ndigungsfristen,
Regelungen bezÃ¼glich des Urlaubs und Entgeltregelungen enthalten waren. Der
Kirchenverband selber hat die KlÃ¤gerin als versicherungspflichtig eingestuft, sah
sie also wie jeden anderen Arbeitnehmer.

Angesichts all dieser UmstÃ¤nde sieht die Kammer die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als
versicherungspflichtig an, dass Ergebnis der Besprechung der SpitzenverbÃ¤nde
entsprach insoweit nicht den tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten der praxisintegrierten
Erzieherausbildung, die sich im Laufe der Zeit geÃ¤ndert hatte. Dem hat der
Gesetzgeber seit dem 01.07.2020, wie bereits ausgefÃ¼hrt, durch eine Klarstellung
Rechnung getragen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 21.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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